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CH-3003 Bern, KMU-Forum 

Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz: Sonderbestimmung für Arbeitneh-

mende mit Unternehmensbeteiligung in Jungunternehmen (Art. 32c ArGV 2) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Anlässlich ihrer Sitzung vom 12. Februar 2026 hat sich unsere ausserparlamentarische Kom-

mission mit dem Vernehmlassungsentwurf zur Änderung der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz 

(ArGV 2) befasst. Wir danken Frau Sandrine Rudolf von Rohr, Leiterin des Ressorts Recht 

und Oberaufsicht des Leistungsbereichs Arbeitsbedingungen des SECO, und Frau Cécile 

Muriset, Juristin in diesem Ressort, für ihre Teilnahme an dieser Sitzung, in der sie uns die 

Grundzüge des Entwurfs vorgestellt haben. 

 

Unsere Kommission hat bereits im März 2023 zu einem verwandten Vorentwurf zur Umset-

zung der parlamentarischen Initiative 16.442 Dobler Stellung genommen (siehe Stellung-

nahme). Der damals von der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-

N) erarbeitete Gesetzesentwurf wurde als nicht mehrheitsfähig erachtet. Daraufhin schlug der 

Bundesrat vor, eine passende Ausnahmeregelung auf Verordnungsstufe unter Mitwirkung der 

betroffenen Sozialpartner zu erarbeiten. Diese liegt nun vor. Mit dem vorliegenden Änderungs-

entwurf wird die Einführung eines neuen Artikels 32c ArGV 2 vorgeschlagen, der Sonderrege-

lungen für Arbeitnehmende in Jungunternehmen (Start-ups) vorsieht, die über spezifische Fä-

higkeiten sowie eine grosse Autonomie verfügen und gemäss einem dokumentierten Mitarbei-

terbeteiligungsplan am Unternehmen beteiligt sind. Um in den Genuss dieser Sonderregelung 

zu kommen, müssen diese Arbeitnehmenden zudem in zeitlich befristeten und termingebun-

denen Projekten tätig sein. 

 

Die Mitglieder des KMU-Forums sind der Meinung, dass die geltenden Bestimmungen des 

Arbeitsgesetzes und seiner Verordnungen teilweise noch immer auf die Bedürfnisse des In-

dustriesektors der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ausgerichtet sind. Sie tragen den heuti-

gen Realitäten und Anforderungen in der Gesellschaft sowie in den verschiedenen Wirt-

schaftszweigen der Schweiz nicht ausreichend Rechnung. Die aktuelle Regulierung entspricht 
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den Bedürfnissen zahlreicher kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) nicht mehr, wodurch 

deren Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigt wird.  

 

Zwar geht der vorliegende Vernehmlassungsentwurf tendenziell in die richtige Richtung, er 

stellt jedoch keine zufriedenstellende Lösung dar. Die vorgeschlagene Ausnahmeregelung zu 

den Arbeits- und Ruhezeitvorschriften betrifft nur eine sehr begrenzte Gruppe von Unterneh-

men und Arbeitnehmenden. Eine Vereinbarung von Vertrauensarbeitszeit, durch die auf die 

Erfassung der Arbeitszeit verzichtet werden könnte, ist nicht möglich. Wir bedauern, dass die 

parlamentarische Initiative, der beide Räte gefolgt sind, in dieser Hinsicht nicht umgesetzt wird. 

Ein Teil unserer Mitglieder spricht sich aus diesem Grund für eine Ablehnung des gesamten 

Entwurfs aus. Die Mehrheit ist jedoch der Meinung, dass damit eine Chance vertan würde, 

sich wenigstens von einem kleinen Teil der Regulierungslast befreien zu können. Sie ist daher 

der Ansicht, dass die Vorlage gutgeheissen werden sollte. 

 

Der Wortlaut von Art. 32c Abs. 2 Bst. d lässt Interpretationsspielraum. Wir beantragen, im 

erläuternden Bericht klarzustellen, dass die in Absatz 1 vorgesehenen Erleichterungen auch 

für Projekte gelten, die ausschliesslich in der Schweiz durchgeführt werden (und nicht nur «im 

Rahmen einer internationalen Zusammenarbeit»). 

 

Die mit der Vernehmlassungsvorlage vorgesehenen punktuellen Erleichterungen ändern 

nichts an der Tatsache, dass die Vorgaben des Arbeitsgesetzes und seiner Verordnungen 

veraltet und übermässig rigide sind. Um den sozialen und wirtschaftlichen Realitäten unserer 

Zeit gerecht zu werden, müssen sie umfassend modernisiert werden. 

 

Wir hoffen, dass diese Empfehlung baldmöglichst Berücksichtigung findet. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 
Daniela Schneeberger    

Co-Präsidentin des KMU-Forums   

Nationalrätin, Vizepräsidentin   

des Schweizerischen Gewerbeverbands 


